
Insgesamt offenbart das Kommunalpanel
2017 bei den Kommunen einen Investi-
tionsrückstand von 126 Mrd. €. Bei den
Landkreisenwird ein Investitionsstau in
einem Umfang von 25,7 Mrd. € (vgl.
dazu Abb. 21 auf S. 517) festgestellt, von
dem 51 % bei den Schulen (13,1 Mrd. € =
253,47 € pro Kopf) besteht.

Insgesamt gehen die antwortenden Kom-
munen häufiger als in den letzten Jahren
davon aus, dass in den nächsten fünf
Jahren der Investitionsstau zumindest et-
was aufgelöst werden kann. Bei denLand-
kreisen sind die Erwartungen im Vergleich
zum Vorjahr nahezu unverändert. 45 %
(2016: 46 %, 2015: 47 %) der antworten-
den Landkreise geht im Bereich Schulen
von ähnlich groß bleibenden oder wach-
senden Investitionsrückständen aus. Aller-
dings ist der Anteil der Landkreise, die den
Investitionsstau in diesem Bereich auf gra-
vierend oder nennenswert einstufen, von
78 % auf 69 % gesunken.

Gerade der Schulbereich, der neben den
Investitionen in das Kreisstraßennetz den
Hauptschwerpunkt der Investitionstätig-
keit der Landkreise ausmacht (Abb. 23
und Abb. 24), steht in den nächsten Jahren
mit seinen Bedarfen an energetischer
Sanierung und den Anforderungen, die
sich aus der Inklusion ergeben, vor gro-
ßen Herausforderungen. Vielfach sind Ge-
bäude aus den 60er und 70er Jahren
zudem am Ende ihrer Lebenszyklen an-
kommen.

Bei der Frage nach den Einflussfaktoren
für eine erfolgreiche Implementation
der Inklusion steht erwartungsgemäß ei-
ne bessere finanzielle Förderung an erster
Stelle und wird von nahezu allen am Kom-
munalpanel 2016 beteiligten Kommunen
(99 %) benannt. Mit 91 % folgt die bauliche
Herstellung von Barrierefreiheit und mit
84 %die Einstellung von zusätzlichemPer-
sonal. Bei den Landkreisen werden beide
Bereiche noch höher bewertet.

Von den zusätzlichen finanziellen Res-
sourcen, die die Kommunen zur Um-
setzung der Inklusion aufbringen, wer-
den durchschnittlich 36,9 % für die bau-
liche Herstellung von Barrierefreiheit,
12,9 % für die Bereitstellung zusätzlicher
Lehr- und Lernmittel sowie 11,5 % bzw.
11,9 % für die Einstellung von zusätzlich-
em Personal bzw. für zusätzlichen Raum-
bedarf verwandt. Bei den Landkreisen
liegt zwar die bauliche Herstellung von
Barrierefreiheit mit 31,9 % ebenfalls an
der Spitze, es folgt sodann jedoch mit
20,7 % die Einstellung von zusätzlichem
Personal und die behindertengerechte
Schülerbeförderung (11,7 %) sowie die
Schaffung eines bedarfsgerechten und
wohnortnahen Förderschulangebots
(10,1 %).

Unter dem Strich geben die Landkreise
nach den Feststellungen des Kommunal-

panels 2016 imDurchschnitt mit 102 €pro
Kopf (2015) bzw. 92,40 € pro Kopf (2016)
mehr für die Inklusion aus als die Städte
und Gemeinden und liegen um ein Viel-
faches über dem gesamtkommunalen
Durchschnitt (2015: 48,55 € pro Kopf,
2016: 29,44 € pro Kopf).

Bei den Landkreisen ist der Anteil der-
jenigen, die der Umsetzung der Inklu-
sion sehr große bis große Bedeutung mit
Blick auf die künftige finanzielle Entwick-
lung beimessen, mit 83,8 % (in der Ver-
gangenheit: 44,1 %) deutlich höher als im
kommunalen Durchschnitt. Im mittel- und
großstädtischen Bereich sieht es ähnlich
aus. Insgesamt werden hier zukünftig von
der Mehrzahl der Kommunen deutlich hö-
here Ausgabebedarfe als in der Vergan-
genheit (35 %) erwartet (68 %).

5. Trendwende bei der Kinderbetreuung

Im Bereich Kinderbetreuung, der in den
vergangenen Jahren intensiv durch den
Bund gefördert wurde,110 schien hingegen

eine wirkliche Trendwende geschafft. Aller-
dings stellt die Integration der Flüchtlings-
kinder nun eine neue Herausforderung dar.
Auch in den kommenden Jahren wird es
deshalb zu weiteren Förderungen kom-
men. Bereits 2015 stockte der Bund das
Sondervermögen Kinderbetreuung um
550Mio. € auf 1 Mrd. € auf.111 2016wurde
dann der Bitte der kommunalen Spitzen-
verbände und der Länder entsprochen,
das Investitionsprogramm „Kinderbe-
treuungsfinanzierung“ und die entspre-
chenden Abrechnungsmöglichkeiten um
ein Jahr zu verlängern. Die Abrechnungs-
frist ist nun der 30.6.2017.112 Bei der Ver-
ständigung von Bund und Ländern zur
Asyl- und Flüchtlingspolitik vom
22.4.2016 wurde zudem für das Hand-
lungsfeld „Frühkindliche Bildung, Schule,
Hochschule“ die Schaffung zusätzlicher

Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.

Abb. 23:  Struktur der Bauinvestitionen der Kreise (West) 2016
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Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.

Abb. 24:  Struktur der Bauinvestitionen der Kreise (Ost) 2016
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110 Ausf. dazu: Wohltmann, Der Landkreis 2012, 337
(371 ff.).

111 BGBl. I 2014, 2411.

112 BGBl. I 2016, 1614.

Der Landkreis 10/2017 519

Kreisfinanzen


